
LStVG: Art. 38 Verhütung von Bränden

Art. 38  Verhütung von Bränden 
 
(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz durch Brand kann, soweit 
nicht bundesrechtliche oder besondere landesrechtliche Vorschriften bestehen, das Staatsministerium des 
Innern, für Sport und Integration Verordnungen erlassen über

1.  die der Feuerbeschau unterliegenden Gebäude, Feuerungsanlagen und sonstigen Anlagen und 
Gegenstände, von denen Brandgefahren ausgehen können, die Ausübung der Feuerbeschau und die 
Beseitigung der bei der Feuerbeschau festgestellten Mängel; dabei kann bestimmt werden, dass die 
zuständige Behörde die Durchführung der Feuerbeschau auf Betriebe oder sonstige Einrichtungen, für die 
nach Art. 15 des Bayerischen Feuerwehrgesetzes Werkfeuerwehren bestehen, auf deren Kosten 
übertragen kann,

 
2.  Lichtspielvorführungen und die Einrichtung von Lichtspieltheatern, insbesondere der Zuschauer- und 
Bildwerferräume, sowie die Ausbildungs- und Bedienungsvorschriften für Filmvorführer,

 
3.  Theateraufführungen und sonstige Schaustellungen, die Einrichtung von Theatern und sonstigen 
Versammlungsstätten, insbesondere die Zuschauer- und Bühnenräume, ferner über die Ausbildung und 
Prüfung der technischen Bühnenvorstände,

 
4.  die Errichtung, die Einrichtung und den Betrieb elektrischer Anlagen.

 
(2) In den Verordnungen nach Absatz 1 kann zugelassen werden, daß bestimmte Gemeinden abweichende 
Vorschriften erlassen.

(3) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz durch Brand können ferner, 
soweit nicht bundesrechtliche oder besondere landesrechtliche Vorschriften bestehen, die Gemeinden und 
das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration Verordnungen erlassen über

1.  die Verwendung von Feuer und offenem Licht in Gebäuden oder in der Nähe von Gebäuden oder 
brandgefährlichen Stoffen,

 
2.  Herstellung, Abgabe, Lagerung und Verwendung von Brennstoffen und brandgefährlichen Stoffen,

 
3.  Auflagen und Schutzmaßnahmen für die Errichtung, die Einrichtung und den Betrieb brandgefährlicher 
Anlagen, die nicht unter Absatz 1 fallen,

 
4.  Blitzableiter, Feuerlöscheinrichtungen und andere Schutzmaßnahmen zur Verhütung oder Beseitigung 
feuergefährlicher Zustände sowie zur Bekämpfung von Bränden.

 
(4) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer einer auf Grund der Absätze 1 bis 3 erlassenen Verordnung oder 
einer vollziehbaren Anordnung, die auf Grund einer solchen Verordnung getroffen wurde, vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt.

(5) 1Die Eigentümer und Besitzer von Gebäuden, Anlagen oder Gegenständen, auf die sich Verordnungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 beziehen, haben gegenüber den Beauftragten der Gemeinden und 
Landratsämter die in Art. 33 Abs. 1 Satz 1 genannten Pflichten, wenn das zur Prüfung der 
Brandgefährlichkeit erforderlich ist. 2Art. 33 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Wer den Pflichten nach Absatz 5 zuwiderhandelt, kann mit Geldbuße belegt werden.


